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Checkliste zum Thema Schwangerschaft und Elternzeit für Beamt*in-

nen und Professor*innen 

Vorbemerkung: Richten Sie Ihre Anliegen im Rahmen von Mutterschutz, Elternzeit, Teilzeitbe-

schäftigung an die Abteilung Personal und Organisation. Der Dienstweg ist hierbei zu beachten. 

D. h. leiten Sie die Schreiben über Ihre Vorgesetzten (z. B. Fachgebietsleitung, Abteilungsleitung, 

Leitung der Zentralen Einrichtung usw.) sowie in den Fachbereichen danach auch über das Deka-

nat/Rektorat. Professor*innen leiten ihre Schreiben über das Dekanat/Rektorat an die Abteilung 

Personal und Organisation. 

Professor*innen im Angestelltenverhältnis informieren sich bitte zu den Themen „Mutter-

schaftsgeld“ und „Elternzeit“ in der „Checkliste für Tarifbeschäftigte“. 

 

Was muss ich wann wo beantragen? 

 

VOR DER GEBURT 
 

 

 Nach der Feststellung der Schwangerschaft: 

✓ Mitteilung über bestehende Schwangerschaft an die Führungskraft bzw. das De-

kanat/Rektorat sowie die Abteilung Personal und Organisation 

✓ Dokument, welches Schwangerschaft belegt (Auszug aus dem Mutterpass: Ter-

minbestimmung, Bescheinigung des Arztes o.ä.) 

 

 Mutterschutz:    6 Wochen vor der Geburt, 8 Wochen nach der Geburt  

✓ Die Schutzfrist beginnt sechs Wochen vor dem berechneten Entbindungstermin 

und endet acht Wochen nach tatsächlicher Entbindung bzw. 12 Wochen bei Früh-

geburten, Mehrlingsgeburten oder bei Feststellung einer Behinderung innerhalb 

von acht Wochen nach der Entbindung. Bei einer Geburt vor dem berechneten 

Entbindungstermin verlängert sich die Schutzfrist um die Zeiten, die vor der Ent-

bindung nicht mehr in Anspruch genommen werden konnten. 

✓ Die Schutzfristen berühren nicht die Zahlung von Dienst- und Anwärterbezügen. 

Diese werden allerdings mit dem Elterngeld verrechnet. Das bedeutet für den El-

terngeldbezug: Man kann nicht Elterngeld und Dienst- und Anwärterbezüge 

gleichzeitig beziehen. Fällt die Schutzfrist in eine Elternzeit, in der die Beamtin 

nicht teilzeitbeschäftigt ist, erhält sie einen Zuschuss von 13 Euro je Kalendertag. 

https://www.uni-kassel.de/hochschulverwaltung/files/Themen/Gleichstellung_Familie_Diversity/Familie/Checkliste_Schwangerschaft_und_Elternzeit_f%C3%BCr_Tarifbesch%C3%A4ftigte_Stand_Januar_2026.pdf
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Der Zuschuss ist auf 210 Euro begrenzt, wenn die Bezüge die Versicherungspflicht-

grenze in der gesetzlichen Krankenversicherung überschreiten oder überschreiten 

würden. Der Zuschuss wird durch die Hochschulbezügestelle ausgezahlt. 

 

✓ Neuregelung im Mutterschutz: ab dem 01. Juni 2025 - Einführung gestaffelter 

Mutterschutzfristen ab der 13. Schwangerschaftswoche 

✓ Seit dem 01. Juni 2025 gibt es die Möglichkeit, eine Schutzfrist auch nach einer 

Fehlgeburt ab der 13. Schwangerschaftswoche in Anspruch zu nehmen. Je länger 

die Schwangerschaft gedauert hat, desto länger dauert auch die Schutzfrist bei ei-

ner Fehlgeburt. 

✓ Fehlgeburt ab der 13. Woche: bis zu zwei Wochen Mutterschutz 

✓ Fehlgeburt ab der 17. Woche: bis zu sechs Wochen Mutterschutz 

✓ Fehlgeburt ab der 20. Woche: bis zu acht Wochen Mutterschutz 

✓ In diesen Schutzfristen dürfen die betroffenen Frauen nicht beschäftigt werden. 

Ausnahmen davon sind nur möglich, wenn sich die betroffene Frau ausdrücklich 

zur Aufnahme des Dienstes bereit erklärt. 

 

 

 Anmeldung Krankenkasse/Beihilfeanspruch: 

✓ Bitte informieren Sie sich im Falle einer privaten Versicherung schon vor der Ge-
burt Ihres Kindes über die Möglichkeiten der Krankenversicherung bei Ihrer Kran-
kenkasse. Manche Krankenkassen verlangen eine Kopie der Geburtsurkunde für 
den Antrag. Sind Sie bei einer gesetzlichen Krankenkasse versichert, ist die Famili-
enversicherung für Ihr Kind kostenlos. Privatversicherte müssen Beiträge für ihr 
Kind zahlen, allerdings ist keine Gesundheitsprüfung vor Aufnahme des Kindes nö-
tig. Unverheiratete Paare können es sich aussuchen, ob das Kind in der privaten 
Krankenversicherung oder der kostenfreien Familienversicherung aufgenommen 
wird. Denn damit ein Kind in der Familienversicherung aufgenommen wird, muss 
nur ein Elternteil gesetzlich krankenversichert sein. Bei verheirateten Paaren sieht 
das anders aus. Dann richtet sich die Versicherung des Kindes nach dem Versiche-
rungsstatus des Hauptverdieners. Daneben ist die Höhe des Einkommens ent-
scheidend. 

✓ Sofern das Kind nicht in der gesetzlichen Familienversicherung aufgenommen 
wird, besteht ein Beihilfeanspruch. Ihr Beihilfeanspruch erhöht sich je Kind um 5 
Prozent, höchstens jedoch auf 70 Prozent (Bemessungssatz). Weitere Informatio-
nen zur Bemessung der Beihilfe sowie zur Berücksichtigung von Kindern erhalten 
Sie auf der Internetseite der Beihilfenstelle des Landes Hessen: 

https://rp-kassel.hessen.de/personaldienstleistungen/beihilfen  

 

https://rp-kassel.hessen.de/personaldienstleistungen/beihilfen
https://rp-kassel.hessen.de/personaldienstleistungen/beihilfen
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 Elternzeit:    Spätestens sieben Wochen vor ihrem Beginn  

✓ Die Elternzeit muss spätestens sieben Wochen vor ihrem Beginn beim Dienstherrn 
schriftlich angemeldet werden. Gleichzeitig mit der schriftlichen Anmeldung muss 
verbindlich festgelegt werden, für welchen Zeitraum innerhalb von zwei Jahren 
die Elternzeit genommen wird, da für diesen Zeitraum der sogenannte Bindungs-
zeitraum gilt (wenn Eltern Elternzeit vor dem dritten Geburtstag ihres Kindes neh-
men, müssen sie sich für die ersten zwei Lebensjahre festlegen, wann und wie 
lange sie Elternzeit nehmen. Eine Verlängerung der Elternzeit über den ursprüng-
lich geplanten Zeitraum hinaus ist innerhalb dieses Bindungszeitraums nur mit Zu-
stimmung des Dienstherrn möglich). 

✓ Sollten Sie sich noch nicht genau festlegen, wie lang Ihre Elternzeit andauern wird, 
weil Sie z.B. noch keinen Kita-Platz haben, so besteht die Möglichkeit der Anmel-
dung der Verlängerung mindestens 7 Wochen vor Beginn der weiteren Elternzeit 
beim Dienstherrn. Die Elternzeit zu verkürzen und früher in den Dienst zurück zu 
kehren, erweist sich als schwieriger. 

✓ Da für Mütter in der Regel bis acht Wochen nach der Geburt der Mutterschutz 
gilt, beginnt für sie die Elternzeit erst danach. Mütter müssen demnach ihren An-
trag auf Elternzeit spätestens eine Woche nach der Geburt beim Dienstherrn ein-
reichen. 

✓ ACHTUNG: Die Mutterschutzzeit (nach der Geburt) wird auf die Elternzeit ange-
rechnet, wenn sie direkt im Anschluss folgt. Gleiches gilt auch, wenn zwischen 
Mutterschutz und Elternzeit Urlaub genommen wird. Die Regelungen des Bundes-
elterngeld- und Elternzeitgesetzes gelten hier entsprechend: 
§ 15 Absatz 2 (BEEG): 
"(...) Die Zeit der Mutterschutzfrist nach § 6 Absatz 1 des Mutterschutzgesetzes 
wird für die Elternzeit der Mutter auf die Begrenzung nach den Sätzen 1 und 2 an-
gerechnet." 
Und genauer: 
§ 16 Absatz 1 (BEEG): 
"(...) Nimmt die Mutter die Elternzeit im Anschluss an einen auf die Mutterschutz-
frist folgenden Erholungsurlaub, werden die Zeit der Mutterschutzfrist nach § 6 
Absatz 1 des Mutterschutzgesetzes und die Zeit des Erholungsurlaubs auf den 
Zweijahreszeitraum nach Satz 2 angerechnet.“ 
Die über den Zeitraum von zwei Jahren hinausgehende Elternzeit, die mit der Zu-
stimmung des Arbeitgebers noch bis zum achten Geburtstag des Kindes genom-
men werden kann, muss dreizehn Wochen vor ihrem Beginn verbindlich festgelegt 
werden. 

✓ Die Elternzeit beträgt höchstens 3 Jahre für jedes Kind 

 

✓ Urlaub, der vor Beginn des Mutterschutzes oder einer Elternzeit nicht genommen 
wurde, ist mit Ablauf des Kalenderjahres zu nehmen, das auf das Kalenderjahr 
folgt, in dem nach der Elternzeit in den Dienst zurückgekehrt wurde. Z. B. ist bei 
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Rückkehr aus der Elternzeit im Jahr 2026 der Resturlaub spätestens bis zum 
31.12.2027 zu nehmen (D. h. der letzte Urlaubstag ist am 31.12.2027). Es gilt der 
Grundsatz „Arbeitstag ist Urlaubstag“. D.h. bei Vollbeschäftigung vor der Eltern-
zeit und Teilzeitbeschäftigung nach der Elternzeit (z. B. halbtags) hat dies keinen 
Einfluss auf die Anzahl der Urlaubstage. Verbleiben z. B. zehn restliche Urlaubs-
tage aus der Zeit vor der Elternzeit, können nach Rückkehr aus der Elternzeit 
ebenfalls nur zehn Urlaubstage genommen werden (Man erhält z.B. bei einem Ur-
laubsanspruch von "10 vollen Arbeitstagen" bei einer anschließenden halbtägigen 
Reduzierung keinen Anspruch in Höhe von "20 halben Arbeitstagen‘‘). 

 

 

 Geburtsurkunde:   Eine Woche nach der Geburt  

✓ Die Geburtsurkunde wird in vierfacher Ausfertigung erteilt. Zwei Exemplare kön-

nen bei Ihnen bleiben, eines ist für die Beantragung des Elterngeldes und eines für 

die Beantragung des Kindergeldes gedacht. 

✓ Die Geburtsurkunde erhalten Sie beim zuständigen Standesamt und sie kann auch 

online beantragt werden 

Weitere Informationen (für die Stadt Kassel):  

https://www.kassel.de/service/produkte/kassel/Buergeramt/Standesamt/gebur-

ten-anmelden.php  

 

 

 Elterntage:                    Innerhalb der ersten 8 Wochen nach der Geburt 

✓ Innerhalb der ersten 8 Wochen nach der Niederkunft der Ehefrau oder Lebenspart-

nerin (in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft) erhalten Beamt*innen auf An-

trag Sonderurlaub unter Fortzahlung der Besoldung. Rechtsgrundlage ist § 15b der 

Hessischen Urlaubsverordnung. 

✓ Wenn die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit auf fünf Tage verteilt ist, beträgt 

der Sonderurlaubsanspruch acht Arbeitstage; bei einer Verteilung auf weniger Ar-

beitstage verringert sich der Anspruch anteilig um ein Fünftel je Arbeitstag. Für die 

Berechnung ist die Arbeitszeitverteilung am Tag der Niederkunft maßgeblich. Erge-

ben sich bei der Berechnung Bruchteile eines Tages, wird kaufmännisch aufgerun-

det. Bei Mehrlingsgeburten bleibt der Anspruch unverändert und erhöht sich nicht. 

 
NACH DER GEBURT 

 

https://www.kassel.de/service/produkte/kassel/Buergeramt/Standesamt/geburten-anmelden.php
https://www.kassel.de/service/produkte/kassel/Buergeramt/Standesamt/geburten-anmelden.php
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✓ Der Sonderurlaub kann geteilt in Anspruch genommen werden. Bei der Verteilung 

ist dem Antrag zu entsprechen, sofern nicht dringende dienstliche Belange entge-

genstehen. 

✓ Der Sonderurlaub ist innerhalb der ersten acht Wochen nach der Niederkunft zu 

nehmen. Sonderurlaub, der nicht innerhalb dieses Zeitraums genommen wird, ver-

fällt. 

 

 Elterngeld:   Spätestens drei Monate nach der Geburt  

✓ Der Antrag auf Elterngeld wird nach der Geburt des Kindes an die zuständige Eltern-

geldstelle geschickt. Erst dann liegt die für die Antragstellung notwendige Geburtsbe-

scheinigung mit dem Verwendungszweck "für Elterngeld" vor, die Sie zusammen mit 

der Geburtsurkunde beim Standesamt erhalten.  

✓ Elterngeld wird rückwirkend nur drei Monate bezahlt. Deshalb sollten Sie es gleich 

nach der Geburt Ihres Babys beantragen. 

✓ Basiselterngeld kann in den ersten 14 Lebensmonaten in Anspruch genommen werden. 

Nach dem 14. Lebensmonat kann nur noch ElterngeldPlus oder der Partnerschaftsbo-

nus genutzt werden. Dies ist maximal bis zum 32. Lebensmonat möglich, das heißt ma-

ximal, bis das Kind zwei Jahre und acht Monate alt ist. Ein Elternteil kann mindestens 

für zwei Monate (Mindestbezug) und höchstens für 12 Monate Elterngeld in Anspruch 

nehmen. 

✓ Ein gleichzeitiger Bezug der Eltern von Basiselterngeld ist nur für maximal einen Monat 

und nur innerhalb der ersten 12 Lebensmonate des Kindes möglich 

✓ Die Höhe des Elterngeldes orientiert sich an der Höhe des monatlich verfügbaren Net-

toeinkommens, welches das betreuende Elternteil vor der Geburt hatte. 

Unberücksichtigt bleiben dabei Monate mit Bezug von Mutterschaftsgeld sowie Mo-

nate, in denen aufgrund einer schwangerschaftsbedingten Erkrankung das Einkommen 

gesunken ist. 

Elterngeldrechner: https://familienportal.de/familienportal/rechner-antraege/eltern-

geldrechner   

✓ Man kann nicht Elterngeld und Dienstbezüge bzw. Mutterschaftsgeld gleichzeitig be-

ziehen. Finanzielle Leistungen aus dem Mutterschutz werden mit dem Elterngeld ver-

rechnet. 

✓ Kontaktdaten der zuständigen Elterngeldstelle: 

Amt für Versorgung und Soziales 

Mündener Straße 4 

34123 Kassel 

Tel.: 0561/2099 - 0, Fax: 0561/2099240, 

E-Mail: info@havs-kas.hessen.de 

http://www.elterngeld.net/elterngeldantrag.html
http://www.elterngeld.net/elterngeldstellen.html
http://www.elterngeld.net/elterngeldstellen.html
https://familienportal.de/familienportal/rechner-antraege/elterngeldrechner
https://familienportal.de/familienportal/rechner-antraege/elterngeldrechner
mailto:info@havs-kas.hessen.de
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Das Elterngeld kann auch online beantragt werden: https://elterngeld.hessen.de/el-

terngeld-onlineantrag/default.aspx   

Vordrucke: https://www.familienatlas.de/themen/geld/finanzielle-hilfen/elterngeld 

 Weitere Informationen: https://familienportal.de/familienportal/familienleistun-

gen/elterngeld  

ELTERNGELDPLUS: 

Das ElterngeldPlus macht es Müttern und Vätern leichter, Elterngeld und Teilzeitarbeit 

zu kombinieren. Eltern können die Bezugszeit des Elterngeldes verlängern. Ein Elternge-

ldmonat = zwei ElterngeldPlus-Monate. Eltern können zwischen Elterngeld und Elternge-

ldPlus wählen oder beides kombinieren. Beantragt wird das ElterngeldPlus genauso wie 

das Elterngeld.  

Das ElterngeldPlus richtet sich vor allem an Eltern, die früher in den Beruf zurückkehren 

möchten. 

Entscheiden Mütter und Väter sich, zeitgleich mit ihrem*ihrer Partner*in in Teilzeit zu 

gehen – bis zu vier Monate lang parallel und zwischen 24 bis 32 Wochenstunden – erhal-

ten sie mit dem Partnerschaftsbonus bis zu vier zusätzliche ElterngeldPlus-Monate. 

 

 Kindergeld:    Möglichst schnell  

✓ Nicht zu lange warten sollten Sie mit dem Antrag auf Kindergeld: Es wird rückwirkend 

nur für ein halbes Jahr gezahlt.  

✓ Beschäftigte müssen den Antrag bei der Bundesagentur für Arbeit stellen. Informationen 

dazu finden Sie hier: https://web.arbeitsagentur.de/opal/kgo-antraggeburt-ui/auswahl  

 

 Mitteilung der Geburt an die Abteilung Personal und Organisation sowie den*die Vorge-

setzte*n 

 Eintragung evtl. Kinderfreibeträge auf der Lohnsteuerkarte (Hochschulbezügestelle) 

 Termin mit der*dem Vorgesetzte*n über Wiedereinstieg (weitere Informationen: www.uni-

kassel.de/go/Kontakthalte_und_Wiedereinstiegsprogramm)  

 

 

 

https://elterngeld.hessen.de/elterngeld-onlineantrag/default.aspx
https://elterngeld.hessen.de/elterngeld-onlineantrag/default.aspx
https://www.familienatlas.de/themen/geld/finanzielle-hilfen/elterngeld
https://familienportal.de/familienportal/familienleistungen/elterngeld
https://familienportal.de/familienportal/familienleistungen/elterngeld
https://web.arbeitsagentur.de/opal/kgo-antraggeburt-ui/auswahl
http://www.uni-kassel.de/go/Kontakthalte_und_Wiedereinstiegsprogramm
http://www.uni-kassel.de/go/Kontakthalte_und_Wiedereinstiegsprogramm
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Schutz vor Entlassung für Beamt*innen auf Probe oder Widerruf 

Während der Schwangerschaft, bis zum Ablauf von vier Monaten nach einer Fehlgeburt (nach 

der zwölften Schwangerschaftswoche) und innerhalb von 4 Monaten  nach der Entbindung darf 

keine Entlassung gegen den Willen der Beamtin ausgesprochen werden. Während der Elternzeit 

– ohne Teilzeitbeschäftigung – darf grundsätzlich ebenfalls keine Entlassung gegen den Willen 

der*des Beamt*in ausgesprochen werden. 

Wer hat Anspruch auf Teilzeitarbeit? 

Während der Elternzeit ist auf Antrag eine Teilzeitbeschäftigung möglich. Diese ist zu bewilligen, 

wenn keine zwingenden dienstlichen Gründe entgegenstehen. Die wöchentliche Arbeitszeit darf 

nicht mehr als 32 Stunden und nicht weniger als 15 Stunden im Durchschnitt des Monats betra-

gen. Bei Beamt*innen auf Widerruf im Vorbereitungsdienst darf die wöchentliche Arbeitszeit 

nicht weniger als die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit betragen. 

Bitte stellen Sie Ihren Antrag auf dem Dienstweg möglichst frühzeitig bei der Abteilung Personal 

und Organisation, bevor ggf. eine Vertretung für die Dauer Ihrer Elternzeit eingestellt wird. 

In dem Antrag müssen Sie angeben, 

• wann die Teilzeit beginnen und enden soll und 
• wie viel Sie arbeiten möchten (zum Beispiel: 20 Stunden pro Woche). 

Außerdem sollten Sie im Antrag angeben, 

• wie Ihre Arbeitszeit verteilt sein soll (zum Beispiel: "vormittags" oder "montags bis mitt-
wochs"). 

Der Teilzeitanspruch gilt ebenso, wenn Sie nur zwei Jahre Elternzeit nach der Geburt des Kindes 

nehmen und das dritte Jahr – vorausgesetzt der Dienstherr stimmt zu – für eine spätere Zeit, 

längstens bis das Kind acht Jahre alt wird, aufsparen. Sie können dann zum Beispiel im Jahr der 

Einschulung Ihr drittes Elternzeitjahr nachholen und Teilzeit arbeiten. 

Nach Ablauf der Elternzeit haben Sie einen Anspruch auf eine Beschäftigung auf einem amtsan-

gemessenen Dienstposten (für Beamt*innen der Fachrichtungen Allgemeine Verwaltung, Wis-

senschaftlicher Dienst und Technischer Dienst). Professor*innen kehren auf das Fachgebiet zu-

rück, auf das sie berufen wurden. 

Stillpausen: 

Bei der Wiederaufnahme des Dienstes nach Ablauf der Schutzfrist ist stillenden Müttern auf ihr 

Verlangen die zum Stillen erforderliche Zeit, mindestens aber zweimal täglich eine halbe Stunde 

oder einmal täglich eine Stunde, freizugeben. Für die Stillzeit wird die volle Vergütung weiterge-

zahlt. Die Stillzeit darf auch nicht vor- oder nachgearbeitet werden und ist zu gewähren, solange 
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die Mutter stillt - in der Regel jedoch längstens für ein Jahr. Die Mutter trägt die Kosten der er-

forderlichen Stillbescheinigung. 

Zusätzliche Hinweise für Professor*innen  

Planen Sie eine beabsichtigte Teilzeitbeschäftigung während der Elternzeit so frühzeitig wie 

möglich mit einem Vorlauf von möglichst mindestens sechs Monaten/einem Semester, insbe-

sondere im Hinblick auf die Planung der Lehre. 

Bedenken Sie eine plötzliche Erkrankung eines Kindes insbesondere bei der Lehre frühzeitig mit. 

Wenn Sie vor weniger als fünf Jahren berufen worden sind und Ihnen die Berufungsmittel noch 

zur Verfügung stehen, besteht die Möglichkeit aufgrund von Elternzeit bzw. Teilzeitbeschäfti-

gung in der Elternzeit einen Antrag auf Verlängerung der Verausgabungsfrist für die Berufungs-

mittel zu stellen. Reichen Sie einen solchen Antrag bitte über Ihr Dekanat/Rektorat bei der Ab-

teilung Personal und Organisation (Gruppe III B) ein. Diese leitet den Antrag mit einer Stellung-

nahme an die Finanzabteilung weiter, die abschließend entscheidet.  

Zusätzliche Informationen für Beamt*innen auf Zeit und Tenure-Track-Professor*innen 

Gem. § 74 Abs. 1 Nrn. 3 und 4 des Hessischen Hochschulgesetzes (HessHG) ist das Beamtenver-

hältnis auf Zeit, um die Mutterschutzzeiten und die Elternzeiten zu verlängern. Hierfür ist ein 

Antrag erforderlich, der auf dem Dienstweg bei der Abteilung Personal und Organisation einzu-

reichen ist. Bei Teilzeitbeschäftigung in der Elternzeit wird das Beamtenverhältnis anteilig ver-

längert – um die Zeitanteile ohne Teilzeitbeschäftigung. Z. B. bei einer Elternzeit von einem Jahr 

mit einer Teilzeitbeschäftigung im Umfang von 50 % wird das Beamtenverhältnis auf Zeit um 

sechs Monate verlängert. 

Bei Tenure-Track-Professuren kann zusätzlich unabhängig von den o. a. Verlängerungsmöglich-

keiten wegen Mutterschutz und/oder Elternzeit bei Geburt oder Annahme eines Kindes wäh-

rend der Bewährungsphase die höchstzulässige Dauer der Beschäftigung in der Bewährungs-

phase von sechs Jahren gem. § 70 Abs. 4 Hess HG zusätzlich um ein Jahr pro Kind verlängert 

werden, höchstens jedoch um insgesamt zwei Jahre. Hierfür ist Voraussetzung, dass das Kind 

während der Bewährungsphase, d.h. nach Dienstantritt, geboren/angenommen wird. 

 

Zusätzliche Informationen zum Mobilitätsfonds für Wissenschafter*innen mit Familienaufga-

ben 

Um die Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von Familie und Wissenschaft zu verbessern, 

hat die Universität einen Mobilitätsfonds für Wissenschaftler*innen, insbesondere Nachwuchs-

wissenschaftler*innen mit Familienaufgaben eingerichtet. Aus dem Fonds können Mobilitäts-

kosten, die aufgrund von Familienaufgaben entstehen, bezuschusst werden, um Tagungsbesu-

che, berufliche Reisen, Auslandsforschungsaufenthalte etc. mit Familienaufgaben zu vereinba-

ren. Vorausgesetzt wird die Notwendigkeit der Mitnahme von Kindern unter 16 Jahren und Per-
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sonen zur Kinderbetreuung (z.B. Angehörigen) auf Dienstreisen und/oder zusätzliche Betreu-

ungs- oder Pflegekosten am Wohnort durch Abwesenheit. Pro Kind oder Angehörige*n kann ein 

Zuschuss von bis zu 250 Euro beantragt werden. Die Förderung im Rahmen von Drittmittel-Pro-

jekten ist in Absprache mit dem Family Welcome Service möglich. Die Antragsstellung erfolgt 

über den Family Welcome Service der Stabsstelle Gleichstellung. 

Weitere Informationen finden Sie unter folgendem Link: http://www.uni-kassel.de/go/mobilitäts-

fonds 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte an Ihre*Ihren Sachbearbeiter*in in der Abteilung Personal 

und Organisation oder an den 

Family Welcome Service der Universität Kassel  

familywelcomeservice@uni-kassel.de  

0561-804 2813 

 

 

                                                                                                                                          Stand: Januar 2026 

http://www.uni-kassel.de/go/mobilitätsfonds
http://www.uni-kassel.de/go/mobilitätsfonds
mailto:familywelcomeservice@uni-kassel.de

